
b) Ungleichbehandlungsgebot 

Alle drei Höchstgerichte verstehen den allgemeinen Gleichheitssatz dar-
über hinaus auch als Ungleichbehandlungsgebot, wonach Ungleiches un-
gleich zu behandeln ist.

In diesem Sinne hält das Bundesgericht das Rechtsgleichheitsgebot
für verletzt, wenn ein Erlass Unterscheidungen unterlässt, die sich auf-
grund der Verhältnisse aufdrängen, oder mit anderen Worten gesagt,
wenn Ungleiches nicht nach Massgabe seiner Ungleichheit ungleich be-
handelt wird.

Ähnlich erklärt der Verfassungsgerichtshof, dass der Gesetzgeber
bei wesentlichen Unterschieden im Tatsächlichen differenzierende Rege-
lungen erlassen müsse.

Auch nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hat
der Gesetzgeber das Ungleichbehandlungsgebot zu respektieren. Diese
Ansicht ist in der deutschen Lehre aber umstritten.

c) Prüfungsgegenstand

Das Bundesgericht und der Verfassungsgerichtshof untersuchen nur das
Ergebnis des gesetzgeberischen Prozesses. Entscheidend ist, ob das Ge-
setz im Zeitpunkt der Gesetzesprüfung gleichheitskonform ist. Das
Bundesverfassungsgericht nimmt dagegen auch eine Verhaltenskontrolle
vor. Es prüft, ob die tatsächlichen Annahmen, Prognosen und Erwar-
tungen des Gesetzgebers objektiv haltbar sind, wobei es hierfür ebenfalls
differenzierte Massstäbe entwickelt hat.

3. Willkürverbot

Das Bundesgericht unterscheidet klar zwischen Rechtsgleichheit und
Willkürverbot. Ein Gesetz ist willkürlich, wenn sich dieses nicht auf
ernsthafte sachliche Gründe stützen lässt oder sinn- und zwecklos ist.
Das Bundesgericht überprüft Erlasse anhand dieser zwei Kriterien ver-
gleichsunabhängig daraufhin, ob ein Verstoss gegen das Willkürverbot
gegeben ist.
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